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3. In § 18 Absatz 6 wird die Angabe „20 19/2020" durch 
die Angabe „2020/2 021" ersetzt. 

4. § 23 Absa tz 5 wird aufgehoben . 

5. § 36 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „2019/2020" durch die 
Angabe „2020/202 1" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird die Angabe „2020/2021" durch die 
Angabe „2021/2022" ersetzt. 

6. § 50 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

,, (6) Im Schuljahr 2020/2021 findet Absatz 4 keine 
Anwendung. Reicht die Leistung einer Schülerin oder 
eines Schülers in einem Fach oder in mehreren Fä­
chern abweichend von den im Zeugnis für das erste 
Schulhalbjahr erteilten Noten nicht mehr aus, werden 
Minderleistungen in einem Fach bei der Versetzungs­
entscheidung nicht berücksichtigt. Satz 2 gilt auch für 
volljährige Schülerinnen und Schüler. Eltern sowie 
Schülerinnen und Schüler sind über nicht ausrei­
chende Leistungen zu informieren; auf Wunsch erfolgt 
eine Beratung." 

Artikel 2 
Änderung des Lehrerausbildungsgesetzes 

Das Lehrerausbildungsgesetz vom 12. Mai 2009 (GV. 
NRW. S. 308), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 1. September 2020 (GV. NRW. S. 890) geändert wor­
den ist, wird wie fo lgt geändert: 

1. Dem § 11 wird fo lgender Absatz 11 angefügt: 

,,{11) Hochschulen können bis zum 30. April 2022 
Ausnahmen nach Absatz 10 Satz 1 auch dann zulas­
sen und Mastera bschlüsse im Sinne des § 10 Absatz 1 
vergeben, wenn die oder der Studierende alle fachli­
chen Vora ussetzungen für den Zugang zum Vorberei­
tungsdienst erfüllt hat und das Studium nur deshalb 
nicht abschließen kann, weil der Auslandsaufenthalt 
wegen der Auswirkungen der Covid-19-Pandemie 
nicht entsprechend seiner Zielrichtung durchführbar 
oder unzumutbar ist." 

2. § 12 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

,,(6) Ein in den Jahren 2020 und 2021 wegen der Aus­
wirkungen der Covid-19-Pandemie unte rbrochenes 
Praxiselement nach Absa tz 1 Satz 1 N ummer 1 kann 
a uch im folgenden Schulhalbjahr beendet werden." 

3. In § 20 Absatz 13 werden die Wörter „Im Jahr 2020 " 
durch die Wörter „In den Jahren 2020 und 202 1" er­
setzt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, d en 4. Mai 2021 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

(L .S.) 
Der Ministerpräsident 

Armin L a s c h e t 

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integra tion 

Dr. Joachim S t a m p 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Yvonne G e b a u e r 

Für die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Die Mini sterin für Umwelt, Landwirtschaft , 
Natur- und Verbraucherschutz 

Ursula H e ine n - E s s er 
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Gesetz 
zur Änderung des WDR-Gesetzes, 

des Landesmediengesetzes Nordrhein-Westfa len 
und zur Änderung weiterer Gesetze 

(19 . Rundfunkänderungsgesetz) 
Der Landtag hat das folgen de Gesetz beschlossen , das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 

zur Änderung des WDR-Gesetzes, 
des LandesmedJengesetzes Nordrhein-Westfa len 

und zur Anderung weiterer Gesetze 
(19. Rundfunkänderungsgesetz) 

Vom 4. Mai 2021 

Artikel 1 
Änderung des WDR-Gesetzes 

Das WDR-Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. April 1998 (GV. NRW. S. 265), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Apr il 2020 (GV. NRW. 
S. 284) geä ndert worden ist , wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 6a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 6a 

Inhalte von Werbung, Kennzeichnung und Einfü­
gung der Rundfunkwerbung". 

b) Die Angabe zu § 18 wird wie folgt gefasst : 

,,§ 18 

Beschlussfassung und Sitzungen des Rundfunk­
rats". 

c) Die Angabe zu § 57a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 57a 

Übergangsregelung zur Neukonstituierung des 
Rundfunkrates und des \lerwaltungsrates, sowie 
zur Unvereinbarkeit von Amtern und Tä tigke iten 
sowie zum Beschlussverfahren". 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie fo lg t gefasst: 

,, (3) Der ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991 
(GV. NRW. S. 408) und der Staatsvertrag über die 
Körperschaft des öffentlichen Rechts ,Deutsch­
la ndradio' vom 17. Juni 1993 (GV. NRW. S. 874) in 
der jeweils geltenden Fassung bleiben unbe­
rührt.". 

b) In Absatz 4 werden die Wörter „Rundfunkstaa ts­
vertrags (RStV)" durch die Wörter „Medien­
staa tsvertrages in der jeweils geltenden Fassung" 
ersetzt. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst : 

,, (1) Aufgabe des WDR ist die für die Allgemein­
heit bestimmte Veranstaltung und Verbreitung 
von Rundfunk im Sinne des Medienstaatsvert ra­
ges. Der WDR bietet Telemedienangebote nach 
Maßgabe der §§ 30 bis 32 des Medienstaa tsver­
trages an. Werbung mit Ausnahme von Produkt­
platzierung findet in Telemedienangeboten n icht 
statt.". 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Angabe „llb" 
durch die Angabe „28 " und das Wort „RStV" 
durch das Wort „des Medienstaatsvertrages" er­
setzt. 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert : 

aa) In Satz 2 wird die Angabe „llf RStV" durch 
die Anga be „32 des Medienstaa tsvertrages" 
ersetzt . 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
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,,Werbung mit Ausnahme von Produktpla t­
zierung nach Maßgabe von § 8 Absatz 7 und 
§ 38 des Medienstaa tsvert rages findet in den 
Angeboten nach den Sä tzen 1 und 2 nicht 
sta tt.". 

d) In Absatz 8 Sa tz 3 werden die Anga ben „lla Ab­
satz 2" und „lld bis llf RStV" durch die Anga­
ben „27 Absa tz 2" und „3 0 bis 32 des Medien­
staa tsvertrages" er setzt . 

4 . § 3a wird wie folgt gefasst: 

,, Dem WDR stehen die sich a us dem Medienstaats­
vertrag ergebenden Auskunftsrechte gegenüber Be­
hörden zu.". 

5. In § 4 Absatz 5 wird das Wort „Werbung" d urch das 
Wort „Rundfunkwerbung" ersetzt . 

6. § 5 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,, (3) Für den WDR gelten die Bestimm ungen des Me­
dienstaa tsvert rages zur Ba rrierefreiheit mit der 
Maßgabe, dass der nach § 7 Absatz 2 Satz 1 des Me­
dienstaa tsvert rages zu ersta ttende Bericht an den 
Rundfunkrat zu erfolgen ha t.". 

7. § 5 a wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird die Anga be ,,§ 5 a" durch 
die Anga be ,,§ 5a" ersetzt. 

b) In Absatz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsver­
trages" durch das Wort „Medienstaa tsvertrages" 
ersetzt . 

8. § 6a wird wie fo lgt geä ndert : 

a ) In der Überschr ift werden die Anga be ,,§ 6 a" 
durch die Anga be ,,§ 6a" und das Wort „Wer­
bung" jeweils durch das Wort „Rundfunkwer­
bung" ersetzt . 

b) In Sa tz 1 werden das Wort „RStV" durch das 
Wort „Medienstaatsvert rages" und das Wort 
,,Werbung " jeweils durch das Wort „Rundfunk­
werbung" ersetzt. 

9. § 15 wird wie fo lgt geändert: 

a ) Absa tz 1 wird wie fo lgt geä ndert : 

aa ) In Sa tz 1 wird die Anga be „60 " durch die 
Angabe „55" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Anga be „bis 5" durch die 
Anga be „und 4" ersetzt. 

b) Absa tz 3 wird wie folgt gefasst: 

,, (3) Jeweils eins von siebenunddreißig weiteren 
Mitgliedern wird entsandt durch 

1. die Eva ngelischen Kirchen in Nordrhein­
Westfa len , 

2. die Katholische Kirche, 

3. die Land esverbände der Jüdi schen Gemein­
den von Nordrhein und Westfa len-Lippe 
K.d .ö.R. und die Synagogen-Gemeinde Köln 
K.d .ö .R. , 

4. den Deutschen Gewerkschaftsbund , Landes­
bez ir k Nordrhein-Westfa len, 

5. den Deutschen Beamtenbund , DBB-Landes­
bund Nordrhein-Westfa len , 

6. die La ndesvereinigung der Unternehmens­
verbände Nordrhein-Westfa len e. V. , 

7. den Handwerk NRW e.V., 

8. den Westfälisch-Lippischen La ndwirtschafts­
verband e. V. und den Rheinischen Landwirt­
schafts-Verband e. V., 

9. den Städtetag Nordrhein-Westfa len, den 
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-West­
falen e .V. und den La ndkreistag Nordrhein­
Westfa len , 

10. die Mitgliedsverbände der Arbeitsgemein­
schaft der Spitzenverbände der Freien Wohl­
fa hrtspfl ege des Landes Nordrhein-Westfa­
len , 

11. die Landesarbeitsgemeinschaft der Familien­
verbände in Nordrhein-Westfa len und den 
FrauenRa t NRW e.V. , 

12. die Landesarbeitsgemeinschaft Les ben in 
Nordrhein-Westfalen e .V. und Queeres Netz­
werk NRW e .V., 

13. den Landessportbund Nordrhein-Westfa len 
e .V., 

14 . die Verbra ucherzentrale Nordrhein -Westfa ­
len e .V. , 

15. die anerkannten Na turschutzvereinigungen 
im Sinne des § 66 Absatz 1 des Landesna tur­
schutzgesetzes vom 21. Juli 2000 (GV. NRW. 
S . 568), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
15. November 2016 (GV. NRW. S. 934) neu ge­
fasst worden is t , 

16 . den Landesjugendring Nordrhein -Westfalen 
e.V. , 

17. den Lippischen Heimatbund e. V. , den Rheini ­
schen Verein für Denkmalpflege und Land­
schaftsschutze.V. und den Westfä lischen Hei­
matbund e.V. , 

18. den Sozialverband Deutschland, Landesver­
band Nordrhein-Westfalen , 

19. di e IHK NRW - Die Industr ie und Handels­
kammern in Nordrhein-Westfa len e.V. , 

20. den Bitkom-Bundesverband Informa ti ons­
wirtschaft , Telekommunikation und neue Me­
dien e. V. und den eco-Verband der deutschen 
Internetwirt schaft e.V. , 

21. den Verband Freier Berufe im Lande Nord­
rhein-Westfalen e .V., die Familienunterneh­
mer e .V. Landesbereich Nordr hein-Westfa len 
und die Wir tschaftsjunioren Nordrhein-West­
falen e.V. , 

22. den Sozialverband VdK - Nordrhein-Westfa -
len e.V., 

23. den Landesbehindertenrat NRW e.V. , 

24. den Landesintegr a tionsra t NRW, 

25. die Landesseniorenvertretung NRW e.V., 

26 . den Film und Medienverband NRW e .V., das 
Filmbüro NW e .V. und die Ar beitsgemein­
schaft Dokumenta rfilm e.V. / AG DOK, Re­
gion West , 

27. den Kulturra t NRW e. V. , 

28. den Landesmusikra t Nordrhein-Westfa len 
e .V., 

29. den Bundesverband Bildender Künstlerinnen 
und Künstler e .V., Landesverba nd Nord­
rhein-Westfalen , 

30. die Gewerkschaft IG Metall Bezir ksleitung 
Nordrhein-Westfa len , 

31. den Landesverband der Volkshochschulen 
von NRW e .V., 

32 . die Landesrektorenkonferenz der Univer sitä ­
ten in NRW e. V. und Hochschulen NRW -
Landesrektoren innenkonferenz der Hoch­
schulen für Angewandte Wissenschaften e .V., 

33 . den Deutschen Journalisten-Verband , Ge­
werkschaft der Journalistinnen und Journa­
listen, Landesverband Nordrhein-Westfa len 
e.V., 

34. die Gewerkschaft ver.di , Landesbezirk Nord­
rhein-Westfa len , Fachgruppe Medien , Deut­
sche Journalistinnen- und Journalisten­
Union, 

35 . die Gewerkschaft IG BCE Industr iegewerk­
schaft Bergba u, Chemie, Energie, La ndesbe­
zirke Nordrhein und Westfalen , 

36. die Genossenschaft Deutscher Bühnen-Ange­
höriger r.V., Land esverband Nordr hein-West­
fa len , 
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37. die Europa-Union Nordrhein-Westfalen e.V. ". 

c) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „Sie­
ben" durch die Angabe „Fünf" ersetzt . 

d) Absatz 5 wird aufgehoben . 

e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5 und 
in Satz 2 werden nach dem Wort „Aus­
schüsse" die Wörter „sow ie den stillen Ver­
fa hren" e ingefügt. 

f) Die bisherigen Absätze 7 bis 10 werden die 
Absä tze 6 bis 9. 

g) D er bisherige Absa tz 11 wird Absatz 10 
und in Satz 2 wird die Angabe ,,§ 15 Ab­
satz 6 Satz 2" durch die Angabe ,,§ 15 Ab­
sa tz 5 Satz 2" ersetzt. 

h) Der bisherige Absatz 12 w ird Absatz 11 
und in Satz 2 werden das Semikolon und 
der Ha lbsatz nach dem Semikolon gestri­
chen . 

i) Der bisherige Absatz 13 wird Absatz 12. 

j) Der bisherige Absatz 14 wird Absatz 13 
und in Satz 2 wird nach dem Wort „Ab­
sätze" die Angaben „6, 9, 11 und 12" durch 
die Angaben „5, 8, 10 und 11" ersetzt. 

k) Die bisherigen Absätze 15 bis 20 werden 
die Absätze 14 bis 19 . 

10. In § 16 Absatz 3 wird die Angabe „lle RStV" durch 
die Angabe „3 1 des Medienstaatsvertrages" und di e 
Angabe „llf Abs. 3 RStV" durch di e Angabe „32 
Absatz 3 des Med ienstaatsvertrages" ersetzt. 

11. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Rund­
funkrats" das Komma und die Wörter „insbeson­
dere Beschlüsse," gestrichen. 

b) Absatz 3 w ird wie folgt geä ndert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,§ 15 Absatz 14" 
durch die Angabe,,§ 15 Absatz 13 " ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,,§ 15 Absatz 9, 12 
und 13" durch die Angabe ,,§ 15 Absatz 8, 11 
und 12 " ersetzt. 

12. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Wortlaut der Überschrift werden die Wörter 
,,Beschlussfassung und" vorangestellt. 

b) Dem Wortl au t d es Absatzes 1 wird fo lgender Ab­
satz 1 vorangestellt : 

,,(1) Beschlüsse werden in Sitzungen gefasst. Sit­
zungen erfolgen als Präsenzsitzung. Sie können 
als digitale Sitzung unter Nutzung synch roner 
]3-ild- und Tonübertragung durchgeführt werden. 
Uber die Durchführung einer Sitzung als digitale 
Sitzung entscheidet die oder der Vorsitzende un­
ter Einbeziehung des Präsidiums und der Aus­
schussvor sitzenden. Einzelheiten können durch 
Satzung geregelt werden. Is t der Rundfunkrat 
a us unvermeidbaren Gründen an einem Zusam­
mentritt gehindert, können Beschlüsse zu einzel­
nen Angelegenheiten , die unaufschiebbar sind , in 
einem stillen Verfahren gefasst werden. Im stillen 
Verfahren ist die Textform nach § 126b des Bür­
gerlichen Gesetzbuches zu wahren , zuständige 
Ausschüsse sind einzubeziehen und Personen 
nach § 19, § 15 Absatz 13 s ind unverzüglich über 
Beschlussgegenstand und Beschlussfassung zu 
unterrichten .". 

c) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und dessen 
Satz 1 wie folgt gefasst: 

„Der Rundfunkrat soll mindestens sechsmal im 
Jahr z usammentreten.". 

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und seinem 
Wortlaut folgender Satz a ngefügt: 

,, Die Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend für Be­
schlüsse im stillen Verfahren.". 

e) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie 
folgt gefasst: 

,, (4) Der Rundfunkrat ist in seinen Sitzungen be­
schlussfähig , wenn alle Mitgli ed er nach nä here r 
Bestimmung der Satzung geladen sind und min­
destens zwei Drittel der Mitglieder teilnehmen. 
Für Beschlüsse im stillen Ver fa hren liegt Be­
schlussfähigkeit vor, wenn alle Mitglieder nach 
nä herer Bestimmung d er Satzung über das stille 
Verfahren informiert sind und mindestens zwei 
Drittel der Mitglieder dem Verfahren zum jeweili­
gen Beschlussgegenstand zustimmen; Absatz l 
Satz 2 findet keine Anwendung.". 

f) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie 
folgt geändert: 

aa) In Satz 2 w ird das Wort „anwesenden" durch 
das Wort „tei lnehmenden" ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird a ngefügt: 

,,Die Sätze 1 und 2 gelten nicht fü r Be­
schlüsse im stillen Verfahren.". 

g) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und in des­
sen Satz 1 und Satz 3 werden jeweils das Wort 
„anwesenden" durch die Wörter „an der Sitzung 
oder dem stillen Verfahren teilnehmenden" er­
setzt. 

h) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und wie 
folgt gefasst: 

,,(7) Sämtliche Beschlüsse und Ergebnisse der 
Beratungen des Rundfunkra ts sind gemeinsam 
mit einer Teilnehmerliste in geeig neter Form im 
Online-Angebot des WDR bekannt zu machen; 
dabei ist die Schutzwürdigkeit von personen­
bezogenen Daten und Betriebsgeheimnissen zu 
wahren. Die Tagesordnungen der Sitzungen des 
Rundfunkrats sind jeweils mindestens zwei Wo­
chen zuvor im Online-Angebot des WDR zu ver­
öffentlichen; der für ein stilles Verfahren vorgese­
hene Beschlussgegenstand ist unverzüglich im 
Online-Angebot des WDR anzukündigen. Satz 1 
gilt nicht für Angelegenheiten nach Absatz 3 
Satz 2 b is 5.". 

i) Der bisherige Absatz 7 w ird Absatz 8 und in 
Satz 1 wird die Angabe „3" durch die Angabe „4" 
ersetzt. 

j) Absatz 8 w ird a ufgehoben . 

13. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,, (2) Die für die Rechtsaufsicht zuständige Be­
hörde ist berechtigt, an den Sitzungen des Rund­
funkrats und seiner Ausschüsse mit Ausnahme 
des Programmausschusses teilzunehmen. Die Ver­
treterin oder der Vertreter ist jederzeit zu hören .". 

b) Folgender Absatz 3 wird eingefügt: 

,, (3) Im Fall einer Beschlussfassung im stillen 
Verfahren erfol gt a bweichend von den Absätzen 1 
und 2 eine unverzügliche Unterrichtung über Be­
schlussgegenstand und Beschlussfassung.". 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

14. In § 33 Absatz 2 Nummer 2 wird das Wort „Wer­
bung" durch das Wort „Rundfunkwerbung" ersetzt. 

15. In § 47 Satz 1 wird die Angabe „40 Abs. 2 Rund­
funkstaatsvertrag" durch die Angabe „112 Absatz 2 
des Medienstaatsvertrages" und das Wort „Abs." 
nach der Angabe ,,§ 116" durch das Wort „Absatz" 
ersetzt. 

16 . In § 48 wird die Angabe „9c und 57 des Rundfunk­
staatsvertrages in der jeweils geltenden Fassung" 
durch die Angabe „12 und 23 des Medienstaats­
vertrages" ersetzt. 

17. In § 51 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Rundfunk­
staatsvertrags" durch das Wort „Medienstaatsver­
trages" ersetzt. 

18. § 54 Absatz 1 w ird wie folgt geändert : 
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a ) In Sa tz l wird das Wort „beziehungsweise" durch 
das Wort „oder" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Angabe „llf Abs. 7 RStV" 
durch die Angabe „3 2 Absa tz 7 des Mediensta ats­
vertrages " ersetzt und nach dem Wort „gibt" und 
vor dem Wort „der " die Wörter „die Mini sterprä ­
sidentin oder " eingefü gt . 

19 . § 57a wird wie folgt geä ndert: 

a ) In der Ü berschrift werden nac h dem Wort „Tä tig­
keiten" die Wörter „sow ie zum Beschlussverfah ­
ren" a ngefü gt. 

b) Es wird fo lgender Absatz 6 a ngefü gt: 

,,(6) Für die la ufende Amtsperiode des Rund­
funkra ts gelten §§ 15 und 17 bis 19 dieses Geset­
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Apr il 1998, das zuletzt durch Gesetz vom 
3. April 2020 (GV. NRW. S. 284) geä ndert worden 
is t .". 

Artikel 2 
Änderung 

des Landesmediengesetzes Nordrhein-Westfa len 

Das La ndesmedi engesetz Nordrhei n-Westfalen in der 
Fassung der Beka nntmachung vom 2. Juli 2002 (GV. 
NRW. S. 334) , das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 3. April 2020 (GV. NRW. S . 284) geä ndert worden ist , 
wird wie folgt geä ndert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie fo lgt geändert: 

a ) Die Überschr ift zu „Untera bschnitt 3" des Ab­
schnitts 3 wird wie folgt gefa sst: 

„Untera bschnitt 3 

Belegung von Kabela nlagen und terrestrisch ver­
b reitenden Medienpla ttformen". 

b) In der Anga be zu § 19 werden nach d e.m Wort 
,, Ausna hmen" di e Wörter „bei a naloger U bertra­
gung in Ka bela nlagen" a ngefü gt. 

c) In der Anga be zu § 20 werd en nach de.m Wort 
,,Ver fa hren" die Wör ter „bei a naloger Ubertra ­
gung in Kabelanlagen" a ngefügt . 

d ) Die Anga be zu § 22 wird w ie fo lgt gefasst: 

,,§ 22 Terrestrisch verbreitende Medienpla ttfor­
inen 1'. 

e) In der Überschrift zu „Untera bschnitt 4" des Ab­
schnitts 3 werden nach dem Wort „Ka bela nlagen" 
die Wörter „in analoger Tec hnik" angefügt. 

f) Die Anga be zu § 29 wird wi e folgt gefa sst: 

,,§ 29 (weggefallen) ". 

g) Die Anga be zu § 34 wird wie fo lgt gefasst : 

,,§ 34 (weggefallen) ". 

h) Die Anga be zu § 38 wird wi e fo lgt gefa sst : 

,,§ 38 Fina nzierung, Werbung und Gewinnspiele". 

i) In der Angabe zu § 38a wird das Wort „In for ma­
tionsrechte" durch das Wort „Auskunftsrechte" 
ersetzt . 

j} In der Anga be zu § 40d wird das Wort „Send un­
gen" durch das Wort „Rundfunkprogramme" er­
setzt. 

k) In der Überschrift zu Abschnitt 9 wird das Wort 
,, S endungen" durch das Wort „Rundfunkpro­
gra mme" ersetzt. 

1) In der Angabe zu § 84 wird das Wort „S endun­
gen" durch das Wort „Rundfu nkprogr a mme" er­
setzt. 

m) In der Anga be zu § 85 w ird das Wort „Sendun­
gen" durch das Wort „Rundfunkprogra mme" er­
setzt. 

n) In der Angabe zu § 86 wird das Wort „Sendun­
gen" durch das Wort „Rundfunkprogramme" er­
setzt . 

o) In der Anga be zu § 127 werden nach dem Wort 
,, Medienkommission" die Wör te r „und zum Be­
schlussverfa h ren" angefügt. 

p) In der Angabe zu § 128 werden die Wörter „und 
bestehenden Zulassungen" a ngefügt. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

3. 

4. 

5. 

a) Absa tz l wird wie fol gt gefasst: 

,, (1) Dieses Gesetz gilt für di e Vera nsta ltung und 
das Angebot , die Verbreitung und die Zugänglich­
machung von Rundfunk und Telemedien in Nord ­
rhein-Westfa len.". 

b} Absa tz 2 wird wie folgt gefa sst: 

,, (2) Soweit dieses Gesetz ke ine besonderen Be­
stimmungen enthält , gelten für bundesweite, lä n­
derübergreifende und nich t lä nderübergreifende 
Angebote d ie Bestimmungen des Medienstaa ts­
vertrages vom 14./28 . Apr il 2020 (GV. NRW. 
2020 S . 524) , des Jugendmedi enschutz-Staa tsver­
trages vom 10./27. September 2002 (GV. NRW. 
2003 S. 84) , des ARD-Staa tsvertrages vom 
31. August 1991 (GV. NW. 1991 S . 408) , des ZDF­
Staatsvert rages vom 31. August 1991 (GV. NW. 
1991 S . 408), des Deutschla ndradio-Staa tsvertra­
ges vom 17. Juni 1993 (GV. NW. 1993 S . 874), 
des Rundfunkfina nzierungsstaa tsvertrages vom 
26 . Nove mber 1996 (GV. NW. S. 484) und des 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrages vom 13. De­
zember 2011 (GV. NRW. 2011 S. 675) in der je­
we il s geltende n Fassung. Soweit dieses Gesetz 
a uf Normen nach Satz 1 verwe is t , gilt jeweils di e 
aktuelle Fassung. § 8 Absatz 1 und 2 bleiben un ­
berührt.". 

In § 2 werden di e Wörter „vergle ichbaren Telemedi en 
(Telemedien , die a n die Allgemeinheit gerichtet 
sind)" durch di e Wörter „rundfunkä hnlichen Tele­
medien" ersetzt. 

§ 3 Absa tz 2 wird w ie folgt geä nd ert: 

a ) In Nummer 3 wird die Anga be ,,§ 28 Rundfunk­
staatsve rtrag" jeweils durch di e A ngabe ,,§ 62 des 
Medienstaa tsvertrages" ersetzt und der Punkt a m 
Ende des Sa tzes durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgende N ummer 4 wird a nge fü gt : 

,, 4. lokale, regionale, la ndesweite oder bundes­
weite Rundfunkprogra mme, Rundfunkpro­
gra mme mit lokaler, regionaler, la ndesweiter 
oder bundesweiter Ausrichtung.". 

§ 4 wird wie fo lgt geändert: 

a) Absa tz 1 wird wie fo lgt geä ndert: 

aa) Das Wort „Rundfunk" wird durch das Wort 
,, Rundfunkprogramme" ersetzt . 

bb) Folgender Sa tz wird a nge fügt : 

„Absa tz 5 sowie § 106 Absatz 1 und 2 des 
Medienstaa tsvertrages bleiben unberührt .". 

b) Absatz 3 wird wi e folgt gefa sst: 

,, (3) Absatz 1 Satz 1 gilt ni cht, wenn ei11 Vera n­
stalter nach Artikel 5 des Europäischen Uberein­
kommens über das grenzüberschreitende Fern se­
hen vom 27. Mai 1994 (BGB!. 1994 II S. 639) der 
Rechtshohei t ei ner a nderen Vert ragspartei oder 
nach Arti kel 2 der Ri chtlini e 2010/ 13/E U des 
Eu ropä ische n Parla men ts und des Rates vom 
10. März 2010 zur Koordini erung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschr iften der Mit­
gliedstaate n über die Bereits tellung audiovisuel­
ler Mediendi enste (ABl. L 95 vo m 15. April 2010 , 
S . 1) , die durch die Richtlinie (EU) 201 8/1808 
(ABl. L 303 vom 28 . November 201 8, S . 69) geän­
dert worden is t , der Rechtshoheit eines a nderen 
Mitgliedstaats der Europä ischen U nion oder ei­
nes a nderen Vertragss taats des Abkommens über 
den E uropäischen Wirtschaftsraum unterliegt .". 

c) In Absatz 4 wird das Wort „Sendungen" durch 
das Wort „Rundfunkprogra mme" ersetzt . 

d) Absatz 5 wird wie fo lgt gefasst: 
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,,(5) Für ausschließlich im Internet verbreitete, 
nicht bundesweite Hörfunkprogramme gilt § 54 
Absatz 1 und Absatz 2 des Medienstaatsvertrages 
entsprechend; das Angebot ist der LfM anzuzei­
gen. Die Vorschriften der §§ 36 und 37 finden auf 
Programme nach Satz 1 keine Anwendung, § 5 
mit Ausnahme seines Absatzes 2 Nr. 1 erste Alter­
native und § 6 finden entsprechende Anwendung. 
Die LfM kann von Veranstaltern von Hörfunk­
programmen im Sinne des Satzes 1 entsprechend 
§ 7 Absatz 3 Informationen und Unterlagen ver­
langen. Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an­
gezeigte, ausschließlich im Internet verbreitete, 
nicht bundesweite Hörfunkprogramme gelten als 
zugelassene Programme im Sinne des Absatzes 
l.". 

6. In § 5 Absatz 2 Nummer 3 werden nach den Wörtern 
,,Europäischen Union" die Wörter „oder einem ande­
ren Vertragsstaat des Abkommens über den Euro­
päischen Wirtschaftsraum" eingefügt . 

7. In § 7 Absatz 3 werden nach dem Wort „Nordrhein­
Westfalen" die Wörter „in der jeweils geltenden Fas­
sung" eingefügt und die Angabe ,,§§ 21 Abs . 2 bis 5, 
Abs. 6 Satz 1 1. Alternative, Satz 2, 22 Rundfunk­
staatsvertrag" durch die Angabe ,,§ 55 Absatz 1 bis 5 
und 6 Satz 1 erste Alternative, Satz 2 sowie § 56 des 
Medienstaatsvertrages" ersetzt. 

8. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Die Zulassung wird durch schriftlichen Be­
scheid der LfM für die Programmart, die Pro­
grammkategorie und das Sendegebiet erteilt. So­
weit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, wird 
die Zulassung unbefristet erteilt .". 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

9. § 9 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,Es gelten § 55 Absatz 6 Satz 1 zweite Alternative, 
Satz 2, Absatz 7 sowie die §§ 56 und 63 des Medien­
staatsvertrages entsprechend.". 

10. In § 10 Absatz 1 werden die Wörter „vergleichbare 
Telemedien zur Verfügung" durch die Wörter „rund­
funkähnliche Telemedien zur Verfügung" sowie die 
Wörter „Veranstalter von Rundfunk und vergleich­
bare Telemedien" durch die Wörter „Veranstalter von 
Rundfunkprogrammen und Anbieter rundfunkähn­
licher Telemedien" ersetzt. 

11. § 12 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 12 

Zuweisungserfordernis 

(1) Die Nutzung terrestrischer Übertragungskapazi­
täten für Versorgungsbedarfe privater Anbieter setzt 
eine Zuweisung voraus. Eine Zuweisung kann an 
Rundfunkveranstalter, Anbieter rundfunkähnlicher 
Telemedien oder Anbieter von Medienplattformen 
erfolgen. Satz 1 gilt auch für die Verbreitung in ana­
logen Kabelanlagen, soweit die Belegungsentschei­
dung nicht auf § 18 Absatz 9 beruht. Satz 1 gilt 
nicht für Bürgermedien, mit Ausnahme von Rund­
funkprogrammen nach § 40d, und nicht für Rund­
funkprogramme nach Abschnitt 9. 

(2) Anbietern von __ Medienplattformen können digi­
tale terrestrische Ubertragungskapazitäten zugewie­
sen werden. Die Zuweisung der Ubertragungskapa­
zitäten kann durch öffentlich-rechtlichen Vertrag 
erfolgen, in dem die an das Gesamtangebot und an 
die benutzte Technik zu stellenden Anforderungen 
festgelegt werden. Das Nähere regelt die LfM durch 
Satzung. 

(3) Für die Weiterverbreitung von nicht bundesweit 
empfangbaren terrestrischen Rundfunkprogrammen 
oder rundfunkähnlichen Telemedien gelten die 
§§ 23, 24 Absatz 4 und §§ 25, 26 entsprechend.". 

12. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Eine Übertragungskapazität zur Verbreitung 
oder Weiterverbreitung von Rundfunkprogram­
men oder rundfunkähnlichen Telemedien darf 
nur solchen Rundfunkveranstaltern, Anbietern 
rundfunkähnlicher Telemedien oder Anbietern 
von Medienplattformen zugewiesen werden, die 
erwarten lassen, dass sie jederzeit wirtschaftlich 
und organisatorisch in der Lage sind, die Anfor­
derungen an die antragsgemäße Verbreitung oder 
Weiterverbreitung der Programme oder Telemedi­
enangebote zu erfüllen .". 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „vorliegt" die 
Wörter „oder auf andere Weise der Nachweis er­
bracht ist, dass die Veranstaltung rechtmäßig er­
folgt" angefügt. 

c) In Satz 3 wird das Wort „Plattformanbietern" 
durch die Wörter „Anbietern von Medienplattfor­
men" ersetzt. 

13. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 wird das Wort „Sendungen" 
durch das Wort „Rundfunkprogrammen" er­
setzt. 

bb) In Nummer 5 wird das Wort „vergleichbaren" 
durch das Wort „rundfunkähnlichen" ersetzt. 

b) Absatz 9 wird wie folgt gefasst: 

,,(9) Für rundfunkähnliche Telemedien gelten die 
Absätze 2 bis 4 entsprechend. Fiir die Entschei­
dung über die Zuweisung von Ubertragungska­
pazitäten an Anbieter von Medienplattformen 
gelten Absatz 6 sowie § 102 Absatz 3 und 4 des 
Medienstaatsvertrages entsprechend .". 

14. § 17 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „vergleichbaren" durch 
das Wort „rundfunkähnlichen" ersetzt. 

b) In Satz 3 wird die Angabe „6" durch die Angabe 
,, 7" ersetzt. 

c) In Satz 5 wird das Wort „Plattformanbieter" 
durch die Wörter „Anbieter von Medienplattfor­
men" ersetzt. 

15. Unterabschnitt 3 des Abschnitts 3 wird wie folgt ge­
fasst: 

„Unterabschnitt 3 

Belegung von Kabelanlagen und terrestrisch 
verbreitenden Medienplattformen". 

16. § 18 wird wie folgt geändert : 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Hochschulsendun­
gen" durch das Wort „Hochschulprogramme" er­
setzt . 

b) In Absatz 8 wird das Wort „vergleichbaren" durch 
das Wort „rundfunkähnlichen" ersetzt. 

c) In Absatz 9 Satz 1 wird das Wort „vergleichba­
ren" durch das Wort „rundfunkähnlichen" er­
setzt. 

d) In Absatz 10 werden das Wort „RStV" durch das 
Wort „Medienstaatsvertrages" ersetzt und die 
Wörter „in der jeweils geltenden Fassung" gestri­
chen. 

17. Die Überschrift zu § 19 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 19 

Ausnahmen bei analoger Übertragung 
in Kabelanlagen". 

18. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 20 

Verfahren bei analoger Übertragung 
in Kabelanlagen". 

b) In Absatz 1 wird das Wort „Antragsteller" durch 
die Wörter „Betreiber einer Kabelanlage" ersetzt. 
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c) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Veranstal­
ter" die Wörter „oder Anbieter" eingefügt und 
das Wort „vergleichbares" durch das Wort „rund­
funkähnliches" ersetzt. 

19. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „sowie dem Rund­
funk vergleichbaren Telemedien" gestrichen und 
die Angabe ,,§ 52b RStV" durch die Angabe ,,§ 81 
des Medienstaatsvertrages" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden dem Satz 1 folgende Sätze 
angefügt: 

,,Die Verbreitung der in Satz 1 genannten Bürger­
medien erfolgt unentgeltlich. Dies gilt nicht für 
die Heranführung. Das Nähere regelt die LfM 
durch Satzung.". 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Für die Weiterverbreitung von Fernsehpro­
grammen in nicht bundesweit empfangbaren An­
geboten in digitalisierten Kabelanlagen gilt § 103 
des Medienstaatsvertrages entsprechend.". 

20. § 22 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 

Terrestrisch verbreitende Medienplattformen 

Für regionale und lokale Medienplattformen, die 
Hörfunk- und Fernsehprogramme ausschließlich ter­
restrisch verbreiten, gilt abweichend von § 81 Ab­
satz 4 Nummer 2 des Medienstaatsvertrages, dass 
das Gebot der Meinungsvielfalt und Angebotsviel­
falt bereits im Rahmen einer Zuordnungsentschei­
dung nach §§ 10, 10a oder einer Zuweisungsent­
scheidung nach§ 14 berücksichtigt sein muss.". 

21. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im ersten Halbsatz wird nach dem Wort „An­
gebote" die Angabe „zeitgleich," gestrichen. 

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

,,4. sonstige im Ausland rechtmäßig veran­
staltete Rundfunkprogramme, die, soweit 
anwendbar (§ 1 Absatz 3), den Anforde­
rungen der Programmgrundsätze (§ 31) 
und den Regelungen des Medienstaats­
vertrages und des Jugendmedienschutz­
Staatsvertrages über unzulässige Sen­
dungen und Jugendschutz und über 
Rundfunkwerbung und Sponsoring ent­
sprechen sowie einem § 44 entsprechen­
den Gegendarstellungsrecht unterlie­
gen,". 

cc) In Nummer 5 wird das Wort „vergleichbare" 
durch das Wort „rundfunkähnliche" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Komma nach „veränderte" 
durch das Wort „oder" ersetzt und werden die 
Wörter „oder zeitversetzte" gestrichen. 

22. In § 24 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „vergleichba­
ren" durch das Wort „rundfunkähnlichen" ersetzt . 

23. § 25 Absatz 1 und 2 werden wie folgt gefasst : 

,, (1) Verstößt ein durch eine Landesmedienanstalt 
zugelassenes Programm, das nach § 23 Absatz 1 wei­
terverbreitet wird, gegen eine Bestimmung des Me­
dienstaatsvertrages, beanstandet die LfM den Ver­
stoß gegenüber der für die Zulassung des 
Veranstalters zuständigen Stelle . 

(2) Für die Weiterverbreitung von Fernsehprogram­
men oder rundfunkähnlichen Telemedien nach § 23 
Absatz 1 gilt § 103 des Medienstaatsvertrages ent­
sprechend.". 

24. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „und" durch 
das Wort „oder" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „und" durch 
das Wort „oder" ersetzt . 

25. In § 27 Absatz 3 werden die Sätze 5 bis 7 wie folgt 
gefasst: 

„Das Digitalisierungskonzept hat den Interessen der 
Veranstalter und der Mediennutzerinnen und Medi­
ennutzer Rechnung zu tragen. Es hat insbesondere 
konkrete Zeitpläne _für die Umstellung zu enthalten 
und angemessene Ubergangsfristen zugunsten der 
Veranstalter vorzusehen. Das Digitalisierungskon­
zept bedarf der Zustimmung der Veranstalter, deren 
Rundfunkprogramme im Zeitpunkt der Entschei­
dung analog übertragen werden.". 

26. § 29 wird aufgehoben . 

27. In § 30 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „vergleich­
baren" durch das Wort „rundfunkähnlichen" ersetzt. 

28. § 31 Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

,,(7) Für Veranstalter nicht bundesweiter Rundfunk­
programme gelten die Bestimmungen des Medien­
staatsvertrages zur Barrierefreihei t entsprechend.". 

29. § 31a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,,§ 28 RStV" 
durch die Angabe ,,§ 62 des Medienstaatsvertra­
ges" ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 wird das Wort „RStV" durch das 
Wort „Medienstaatsvertrages" ersetzt. 

bb) In Satz 6 wird die Angabe ,,§ 28 RStV" durch 
die Angabe ,,§ 62 des Medienstaatsvertrages" 
ersetzt. 

cc) Nach Satz 6 wird folgender neuer Satz 7 ein­
gefügt: 

,,Die Zulassung wird auf zehn Jahre erteilt.". 

dd) Der neue Satz 8 wird wie folgt gefasst: 

,,Eine Verlängerung der Zulassung ist mög­
lich; Satz 7 gilt entsprechend.". 

30. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe ,,§ 28 Rund­
funkstaatsvertrag" durch die Angabe ,,§ 62 des 
Medienstaatsvertrages" ersetzt. 

b) In Absatz 6 werden das Wort „Rundfunkstaats­
vertrages" durch das Wort „Medienstaatsvertra­
ges" ersetzt und die Wörter „in seiner jeweils gel­
tenden Fassung" gestrichen . 

31. In § 33a Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,,§ 28 
Abs. 4 RStV" durch die Angabe ,,§ 62 Absatz 4 des 
Medienstaatsvertrages" ersetzt. 

32. In § 33b Absatz 4 wird die Angabe „31 Abs. 3 bis 6 
RStV gelten" durch die Wörter „65 Absatz 3 bis 6 des 
Medienstaatsvertrages gilt" ersetzt. 

33. § 34 wird aufgehoben. 

34. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „in ihrer jeweili­
gen Fassung" gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Auf nicht bundesweite Fernsehprogramme 
findet § 7 Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 
entsprechende Anwendung.". 

c) In Absatz 3 wird das Wort „JMStV" jeweils durch 
das Wort „Jugendmedienschutz-Staatsvertrag" 
ersetzt. 

35. In§ 37 werden die Wörter „Rundfunkstaatsvertrages 
in der jeweils geltenden Fassung" durch das Wort 
,,Medienstaatsvertrages" ersetzt. 

36. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 38 

Finanzierung, Werbung und Gewinnspiele". 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
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,, (1) Es gelten die Bestimmungen des Medien­
staatsvertrages über Finanzierung, Werbung und 
Gewinnspiele privater Veranstalter.". 

c) Absa tz 2 wird wie folgt geä ndert: 

aa) In Satz 1 werden di e Wörter ,,§§ 7 Absatz 4 
Satz 2, 7a Absa tz 3, 45 Absatz 1 Rundfunk­
staa tsvertrag" durch die Wörter ,,§ 8 Absatz 4 
Satz 2, § 9 Absa tz 3 und § 70 Absatz 1 des 
Medienstaatsvertrages" ersetzt . 

bb) In Sa tz 2 wird das Wort „Werbung" durch 
das Wort „Rundfunkwerbung" ersetzt. 

37. § 38a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 38a 

Auskunftsrechte 

Rundfunkveransta ltern und den in § 18 Absatz 2 des 
Medienstaatsvertrages gena nnten Anbietern von Te­
lemedien stehen die sich aus dem Medienstaatsver­
trag ergebenden Auskunftsrechte gegenüber Behör­
den zu .". 

38 . In § 40 Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Wer­
bung" die Wörter ,,, Teleshopping und Sponsoring" 
gestri chen. 

39. In § 40a Absa tz 4 Satz 1 wird das Wort „Werbung" 
durch das Wort „Rundfunkwerbung" ersetzt. 

40 . § 40c Absatz 3 Satz 2 wird wie folg t ge fa sst : 

,, Eine Verlängerung ist möglich; Sa tz 1 gilt entspre­
chend.". 

41. § 40d wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Sendungen" 
durch das Wor t „Rundfunkprogramme" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Sendungen" 
durch das Wort „Rundfunkprogramme" ersetzt. 

c) In Absa tz 2 wird das Wort „Sendungen" durch 
das Wort „Rundfunkprogra mme" ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Werbung" 
durch das Wor t „Rundfunkwerbung" und das 
Wort „Sendungen" durch das Wort „Program­
men" ersetzt . 

e) In Absatz 5 wird das Wort „Sendungen" durch 
das Wort „Programmen" ersetzt. 

f) In Absatz 6 w ird di e Angabe „Abs. 4 Satz 2" 
durch die Angabe „Absatz 4" ersetzt. 

42. § 42 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,Über Beschwerden, in denen di e Verletzung der Vor­
schriften des Jugendmedi enschutz-Staatsvert rages, 
der Progra mmgrundsä tze(§ 31) und der Vorschriften 
über Werbung (§§ 8, 9, 10 , 70 und 71 des Medien­
staatsvertrages) und Gewinnspiele (§ 11 des Medien­
staatsvertrages) behauptet wird , entscheidet der Ver­
anstalter innerhalb eines Monats mit schriftlicher 
Begründung.". 

43. In § 46 werden die Wörter ,,§§ 9c und 57 des Rund­
funkstaa tsvertrages in der jeweils geltenden Fas­
sung" durch di e Angabe ,,§§ 12 und 23 des Medi en­
staatsvertrages" ersetzt. 

44. In § 47 Satz 3 wird die Anga be „9c" durch die An­
gabe ,,§ 12 ", di e Anga be ,,§ 57" durch die Angabe 
,,§ 23" und das Wort „Rundfunkstaatsvertrages" 
durch das Wort „Medienstaatsvertrages" ersetzt. 

45. In§ 48 werden die Wörter „ABI. L 119 vom 4.5.2016, 
S. 1, L 314 vom 22.11.2016, S . 72 " durch die Wörter 
,,ABI. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 1, L 314 vom 22. No­
vember 2016, S. 72; L 127 vom 23. Ma i 2018 , S. 2" 
ersetzt. 

46. § 49 wird wie folgt geä ndert: 

a ) In Absa tz 2 Satz 1 wird das Wort „Rundfunk­
staa tsvertrags" durch das Wort „Medienstaats­
vertrages" ersetzt. 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

,, (5) Das Nähere, insbesondere die Stellvertre­
tung der oder des Datenschutzbeauftragten , re­
gelt die Satzung.". 

c) Die bisherigen Absä tze 5 bis 8 werden die Ab­
sä tze 6 bis 9. 

47. § 51a wird wie folgt geändert : 

a ) In Absatz 1 wird die Anga be „57" durch di e An­
gabe „23 " und das Wort „Rundfunkstaatsvertra ­
ges" durch das Wort „Medienstaa tsvertrages" er­
setzt. 

b) Absa tz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsver­
trags" durch das Wort „Medienstaa tsvertra ­
ges" ersetzt . 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 49 Absa tz 2 Satz 2 und 3 sowie Absa tz 3 
gelten entsprechend .". 

48. In § 58 Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Die erste Zulassung wird für mindestens vier und 
höchstens zehn Jahre erte ilt. Verlängerungen der Zu­
lassung sind jeweils auf höchstens zehn Jahre zu be­
fristen. ". 

49. In der Überschrift zu „Abschnitt 9" wird das Wort 
,,Sendungen" durch das Wort „Rundfunkpro­
gramme" ersetzt. 

50. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Sendungen" durch 
die Wörter „nicht bundesweite Rundfunkpro­
gramme" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Sendung" durch das 
Wort „Rundfunkprogramme" ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „Sendungen" durch 
das Wort „Rund funk" ersetzt. 

51. § 84 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Sendungen" 
durch das Wort „Rundfunkprogra mme" ersetzt. 

b) In Absa tz 1 wird das Wort „Sendungen" durch 
das Wort „Rundfunkprogramme" ersetzt. 

c) In Absatz 4 wird die Angabe „Satz 2" gestri chen. 

52. § 85 wird wie folgt geändert : 

a) In der Überschrift wird das Wort „Sendungen" 
durch das Wort „Rundfunkprogra mme" ersetzt . 

b) In Absatz 1 wird das Wort „Sendungen" durch 
das Wort „Rundfunkprogra mme" ersetzt. 

c) In Absatz 2 wird das Wort „Werbung" durch das 
Wort „Rundfunkwerbung" ersetzt. 

d) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Sendungen" 
jeweils durch das Wort „Rundfunkprogra mme" 
ersetzt. 

e) In Absatz 4 wird die Anga be „Satz 2" gestrichen . 

53. § 86 wird wie folgt geände rt : 

a) In der Überschrift wird das Wort „Sendungen" 
durch das Wort „Rundfunkprogra mme" ersetzt. 

b) In Absatz 1 wird das Wort „Sendungen" durch 
das Wort „Rundfunkprogramme" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Wörter „di e Sendungen" 
durch die Wörter „das Rundfunkprogramm" und 
nach dem Wort „empfangbar" das Wort „s ind" 
durch das Wort „ist" ersetzt. 

d) In Absatz 4 wird die Angabe „Satz 2" gestrichen. 

54. § 88 wird wie folgt geändert: 

a ) In Absatz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsver­
trag" durch das Wort „Medienstaa tsvertrag" er­
setzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert : 

aa) In Sa tz 1 wird das Wort „RStV" durch das 
Wort „Medienstaa tsvertrag" ersetzt. 
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bb) In Satz 4 werden die Wörter ,,, da s zuletzt 
durch Artikel 10 Absa tz 12 des Gesetzes vom 
30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geä ndert 
worden ist ," durch die Wörter „in der jeweils 
geltenden Fassung" ersetzt . 

c) In Absatz 8 Sa tz 3 wird das Wort „vergleichba­
ren" durch das Wort „rundfunkähnli chen" er­
setzt. 

d) In Absa tz 10 Sa tz 2 werden die Wör ter „bis zum 
31. Dezember 2020" gestri chen. 

e) In Absatz 11 wird die Anga be ,,§ 31 a LMG" 
durch di e Anga be ,,§ 3 l a" ersetzt. 

f) In Absa tz 12 Sa tz 1 wird das Wort „vergleichba­
ren" durch das Wort „rundfunkähnlichen" er­
setzt . 

55. In § 91 Absa tz 1 Satz 1 Nummer 7 wird die Anga be 
,,4 oder 5" durch di e Angabe „5 oder 6" er setzt. 

56. § 93 wird wie fo lgt geä ndert : 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,, (3) Je ein Mitgli ed wird entsa ndt: 

1. durch die Evangelischen Kirchen in Nord­
rhein-Westfalen , 

2. durch di e Katholi sche Kirche, 

3. durch di Landesverbänd e der Jüdischen Ge­
meinden von Nordrhein und Westfalen-Lippe 
K.d.ö.R. und die Synagogen-Gemeinde Köln 
K.d .ö.R. , 

4. durch den Deutschen Gewerkschaftsbund , 
Bezirk Nordrhein-Westfalen , 

5. durch die Gewerkschaft ver.di, Landesbezirk 
Nordrhein-Wes tfalen, Fachgruppe Medien, 
Deutsche Journalistinnen- und Journalis ten­
Union , 

6. durch den Deutschen Journalis ten-Verba nd 
Landesve rband NRW e.V. , 

7. durch di e Landesvereinigung der Unterneh­
merverbä nde Nordrhein-Westfalen e.V. und 
Handwerk NRW e. V. , 

8. aus dem Bereich der Wissensc haft (Universi­
tä t NRW - Landesrektorenkonferenz der 
Universi tä ten e .V. ; Hochschul en NRW - La n­
desrektor innenkonfere nz der Hochschulen 
für Angewandte Wissenscha ften e.V.) , 

9. aus dem Bere ich der Weiterbildung (Landes­
verba nd der Volkshochschulen von N RW e.V. ; 
Gesprächskreis für La ndesorgani sa ti onen 
der Weiterbildung in No rdrhein-Westfa len), 

10 . aus den Bereichen Kunst und Kul tur (Lan­
desmusikra t Nordr hein -Westfa len e. V. ; Bun­
desverba nd Bildender Künstlerinnen und 
Kün stl er e.V., La ndesverband Nordrhein­
Westfalen ; Kulturrat NRW e.V.) , 

11. a us dem Bereich Film (Film und Medi enver­
band NRW e .V. ; Filmbüro NW e. V. ; Arbeits­
gemeinschaft Dokumenta rfilm e. V. / AG 
DOK, Region West), 

12. aus dem Bereich der Förderung der Medien­
kompetenz (La ndesarbeitsgemeinschaft Lo­
kale Medi ena rbeit NRW e.V. ; Gesellscha ft fü r 
Medienpädagogik und Kommunikationskul­
tur (GMK) e.V., La ndesgruppe Nordrhein­
Westfalen) , 

13. aus dem Bere ich Bürgermedien (Landesver­
ba nd Bürgerfunk NRW e.V. ; Landesarb eits­
gemeinsc haft Bürger- und Ausbildungsme­
dien NRW e .V. (LA.BAM); Ca mpusradios 
NRW e. V.), 

14. aus dem Bereich Soziales (Arbeitsgemein­
schaft der Spitzenverbände der Freien Wohl­
fahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfa­
len) , 

15. durch den FrauenRa t NRW e.V. und die Lan­
desa rbe itsgemei nschaft der Fa milienver­
bände in Nordrhein-Westfa len, 

16. durch den Deutschen Kinderschutzbund 
Landesverband NRW e.V. und die Ar beitsge­
meinschaft Kinder- und Jugendschutz (AJS) 
Nordrhein-Westfalen e. V., 

17. durch den Landesjugendring NRW e. V., 

18. durch den Sozialverband Deutschland , La n­
desverba nd Nordrhein-Westfalen e. V. und 
den Sozia lverba nd VdK La ndesverband 
Nordrhein-Westfa len e. V., 

19. durch die Landesseni orenvert re tung NRW 
e.V., 

20 . aus dem Kreis der Verbraucherinnen und Ver­
braucher (Verbraucherzentrale Nordrhein­
Westfalen e .V.) , 

21. durch den Landessportbund Nordrhein­
Westfa len e .V., 

22 . durch die anerka nnten Na turschutzvereini­
gungen im Sinne des § 66 Absa tz 1 des Lan­
desnaturschutzgesetzes vom 21. Juli 2000 
(GV. NRW. S. 568), das du rch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. 
S . 934) neu gefasst worden is t , 

23. aus dem Kreis der Mi gra ntinnen und Mig­
ranten (La ndesintegra tionsra t Nordr hein ­
Westfalen) , 

24. durch den Landesbehindertenra t NRW e.V., 

25. durch di e IHK NRW - Die Industri e- und 
Handelska mmern in Nordrhein-Westfa len 
e .V., 

26 . durch den Bitkom - Bundesverband Informa­
tionswirtschaft , Telekommu nika tion und 
neue Medien e. V. und eco - Verband der In­
ternetwirtschaft e .V. , 

27. Digita lpublisher und Zeitungsverleger Ver­
band NRW (DZV.NRW) ". 

b) In Absatz 5 werden die Sä tze 5 bis 8 durch die 
folgenden Sä tze ersetzt: 

,, Die nach Absatz 3 entsandten Mitglieder wä h­
len in geheimer Abst immung eine Bewerberin 
oder einen Bewerber, ei ne Stellvertre terin oder 
einen Stellvertreter sowie mindestens zwei wei­
tere Perso nen als Nachrücker für den Fa ll des 
vorzeitigen Ausscheidens des Mitglieds oder des 
stellvertretenden Mitglieds . Das Nähere regelt d ie 
LfM durch Sa tzung.". 

57. § 98 wird wie fo lgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie fo lgt gefasst: 

,, (1) Beschlüsse werden in Sitzu ngen gefasst. Sit­
zungen erfolgen a ls Präsenzsi tzung. Sie können 
a ls digitale Sitzung unter Nutzung synchroner 
Ihld- und Tonübertragung durchgeführt werden. 
Uber die Durchfü hr ung einer S itzung als digitale 
Sitzung entscheidet die oder der Vorsi tzende un­
ter Einbez iehung der Ausschussvorsitzenden. 
Einzelheiten können durch Sa tzung geregelt wer­
den . Ist die Medi enkommission aus unvermeidba­
ren Gründen a n einem Zusammentritt gehindert , 
können Beschlüsse zu einzelnen Angelegenheiten , 
die un aufschiebbar sind , im still en Verfahren ge­
fa sst werden . Im stillen Verfa hren ist die Textfo rm 
nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuches zu 
wahren ; zustä ndige Ausschüsse sind einzubezie­
hen.". 

b) Absatz 4 wird wie fo lgt geändert: 

aa) In Sa tz 1 werden di e Wörter „Teilnehmer­
oder Anwesenheitslis te" durch das Wort 
,,Teilnehmerlis te" ersetzt . 

bb) In Sa tz 2, 2. Ha lbsa tz wird nach dem Semi ­
kolon das Wor t „der " eingefügt und werd en 
die Wör ter „Beschlussgegenstände s ind" 
durch die Wörter „Beschlussgegensta nd is t " 
ersetzt . 

c) Absatz 6 wird wie fo lgt geändert: 
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aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „geladen" das 
Wort „sind" und nach dem Wort „und" das 
Wort „mindestens" ergänzt und werden die 
Wörter „anwesend sind" durch das Wort 
,,teilnehmen" ersetzt . 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „infor­
miert" das Wort „s ind" und nach dem Wort 
,,und" das Wort „mindestens" eingefügt so­
w ie die Wörter „zugestimmt haben" durch 
das Wort „zustimmen" ersetzt. 

d) In Absatz 7 Satz 2 wird das Wort „anwesenden" 
durch das Wort „teilnehmenden" ersetzt . 

e) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „anwesenden" durch 
die Wörter „an der Sitzung oder dem stillen 
Verfahren teilnehmenden" ersetzt und wer­
den die Wörter „oder im stillen Verfahren mit 
der Mehrheit der beteiligten Mitglieder" ge­
strichen. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter ,,, die Öffentlich­
keit von Sitzungen" gestrichen. 

f) In Absatz 9 Satz 5 werden die Wörter „Sind in" 
durch die Wörter „Nehmen an" und das Wort 
,,anwesend" durch das Wort „teil" ersetzt. 

58. § 116 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,§ 40 RStV" 
durch die Angabe ,,§ 112 des Medienstaatsvertra­
ges" ersetzt . 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „RStV" durch 
das Wort „Medienstaatsvertrag" und das Wort 
,,JMStV" durch das Wort „Jugendmedienschutz­
S taa tsvertrag" ersetzt. 

59. In § 122 Absatz 1 werden die Wörter ,,, Anbieters 
oder Plattformanbieters" durch die Wörter „oder 
Anbieters" ersetzt. 

60. § 123 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Die Zuweisung einer Übertragungskapazität ist 
nach vorheriger Anhörung des Veranstalters oder 
Anbieters zu widerrufen, wenn 

1. die Voraussetzungen der §§ 13 , 14 nicht mehr er­
füllt sind, 

2. die Bestimmungen der §§ 16 Absatz 3 oder 17 
Absatz 3 nicht eingehalten werden oder 

3. die Verbreitung oder Weiterverbreitung aus Grün­
den, die vom Veranstalter, Anbieter rundfunkähn­
licher Telemedien oder Anbieter einer Medien­
plattform zu verantworten sind , nicht zum vorge­
sehenen Zeitpunkt begonnen oder innerhalb 
einer von der LfM bestimmten Frist nicht aufge­
nommen oder nicht fortges etzt wird.". 

61. In § 124 werden die Wörter ,, , Anbieter oder Platt­
formanbieter" durch die Wörter „oder Anbieter" er­
setzt. 

62. § 125 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

,,(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Veranstal­
ter eines nicht bundesweiten Rundfunkpro­
gramms vorsätzlich oder fahrlässig einen der in 
§ 115 Absatz 1 Satz 1 des Medienstaatsvertrages 
in Verbindung mit § 35 Absatz 2 und § 38 Ab­
satz 1 dieses Gesetzes bezeichneten Verstöße be­
züglich Werbung und Gewinnspielen oder Bestel­
lung eines Jugendschutzbeauftragten begeht. 

(2) Ferner handelt ordnungswidrig, wer vorsätz­
lich oder fahrlässig 

1. als Veranstalter entgegen §§ 4 Absatz 1, 52 , 
83 Absatz 1 ohne Zulassung durch die LfM 
Rundfunkprogramme veranstaltet, 

2. als Veranstalter entgegen § 4 Absatz 5 Satz 1 
die Verbreitung eines nicht bundesweiten, 
ausschließlich im Internet verbreiteten Hör­
funkprogramms nicht oder nicht vollständig 
der LfM anzeigt , 

3. als Veranstalter oder An_bieter entgegen § 12 
ohne Zuweisung einer Ubertragungskapazi­
tät durch die LfM Rundfunkprogramme oder 
vergleichbare Telemedien verbreitet oder 
weiterverbreitet, 

4 . als Veranstalter oder Anbi_eter entgegen §§ 9, 
17 Absatz 3 Satz 2 eine Anderung der maß­
geblichen Umstände nach Antragstellung 
oder nach Erteilung der Zulassung bzw. Zu­
weisung nicht unverzüglich der LfM mitteilt , 

5. als Betreiber einer Kabelanlage entgegen 
§ 24 Absatz 1 den Betrie_b oder die Belegung 
einer Kabelanlage oder Anderungen des Be­
triebs oder der Belegung einer Kabelanlage 
nicht anzeigt, 

6. als Betreiber einer Kabelanlage Programme 
ohne Anzeige nach § 24 Absatz 2 einspeist, 
die Einspeisung von Programmen trotz Un­
tersagung nach § 26 Absatz 1 fortführt oder 
die Feststellungen der LfM nach § 20 Ab­
satz 2 nicht beachtet, 

7. als Veranstalter seiner Aufzeichnungs- oder 
Aufbewahrungspflicht nach § 43 Absatz 1 
und 2 nicht, nicht richtig oder nicht vollstän­
dig nachkommt , 

oder 

8. als Veranstalter entgegen § 31 Absatz 6 keine 
für den Inhalt des Rundfunkprogramms ver­
antwortliche Person benennt.". 

b) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „bundes­
weit verbreiteten" durch das Wort „bundeswei­
ten" ersetzt. 

63. § 127 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „und zum 
Beschlussverfahren" angefügt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt: 

,, (3) Für die laufende Amtsperiode der Medien­
kommission gelten § 93 Abs. 3 und § 98 in der 
Fassung des Gesetzes vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. 
S. 334) , das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 3. April 2020 (GV. NRW. S. 284) geändert 
worden ist.". 

64. § 128 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 128 

Übergangsregelung zu laufenden 
Zuweisungsverfahren und bestehenden Zulassungen 

(1) Für Verfahren zur Zuweisung von Übertragungs­
kapazitäten, in denen die Ausschreibung vor dem 
1. Juli 2014 endete, gelten die Vorgaben der Ab­
schnitte 2 bis 4 dieses Gesetzes in der Fassung vom 
2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 334) , das zuletzt durch Ar­
tikel 3 des Gesetzes vom 9. Dezember 2013 (GV. 
NRW. S. 875) geändert worden ist. 

(2) Zulassungen nach § 4 Absatz 1, die vor dem In­
krafttreten dieses Gesetzes nach § 8 Absatz 1 befris­
tet erteilt oder verlängert wurden, gelten als unbe­
fristet erteilt. Dies gilt nicht für nach§ 31a Absatz 4 , 
§ 33b Absatz 4 in Verbindung mit § 65 Absatz 6 des 
Medienstaatsvertrages , § 40c Absatz 3, § 40d Ab­
satz 3, § 70 in Verbindung mit§ 8 Absatz 1, § 83 Ab­
satz 1 in Verbindung mit § 84 Absatz 2 und § 83 Ab­
satz 1 in Verbindung mit § 86 Absatz 2 dieses Geset­
zes in der Fassung vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. 
S. 334), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
3. April 2020 (GV. NRW. S. 284) geändert worden ist, 
erteilte oder verlängerte Zulassungen.". 

Artikel 3 
Änderung des Telemedienzuständigkeitsgesetzes 

Das Telemedienzuständigkeitsgesetz vom 29. März 2007 
(GV. NRW. S. 137), das zuletzt durch Gesetz vom 8. Mai 
2018 (GV. NRW. S. 214) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
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,,_Gesetz zur Regelung der Zuständigkeit fü r die 
U berwachung von Telemedien nach dem Telemed i­
engesetz und nach §§ 24 Absatz 3, 104 Absa tz 1 so­
wie § 106 Absatz 3 des Medienstaatsvertrages {Tele­
medienzuständigkeitsgesetz - TMZ-Gesetz)". 

2 . § 1 wird wie fo lgt geä ndert : 

a ) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,, (1) Die Landesa nstalt für Medien Nordrhein­
Westfalen (im Folgenden LfM) ist die nach § 24 
Absatz 3, § 104 Absatz 1 sowie§ 106 Absa tz 3 des 
Medienstaatsvert rages in der jeweils gelten den 
Fassung zuständ ige Aufsichtsbehörde fü r das ge­
samte Land No rdrhein-Westfa len. ". 

b) Absatz 2 wird wie fo lgt gefass t : 

,, (2) Zuständige Behörde im Sinne von § 113 
Sa tz 1 des Medienstaatsvertrages in der jewe il s 
geltenden Fassung is t die oder der Landesbeauf­
tragte für Da tenschutz und Informa tionsfreiheit 
(im Folgenden LDI). § 113 Sa tz 2 und 3 des Medi­
enstaatsvertrages in der jeweils geltenden Fas­
sung, § 51 Absatz 1 des Gesetzes über den West­
deutschen Rundfunk Köln , § 51a und § 49 
Absatz 2 des Landesmediengesetzes Nord rhein­
Westfa len bleiben hiervon unberührt ." . 

3. § 2 wird wie fo lgt gefasst : 

„Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungs­
widrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachu ng 
vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S . 602) , das zuletzt 
durch Artikel 9a des Gesetzes vom 30. März 2021 
(BGBl. I S . 448) geändert worden ist , ist 

1. in den Fällen des § 16 Absä tze 1 und 2 Nummern 
1 bis 2a des Telemediengesetzes die LfM oder 

2. in den Fä llen des § 16 Absatz 2 Nummern 3 bis 7 
des Telemedi engesetzes die oder der LDI , soweit 
nicht der Zuständi gkeitsbereich der oder des Da­
tenschutzbeauftragten der LfM begründet ist.". 

Artikel 4 
Änderung des Landes pressegesetzes NRW 

In § 9 Absatz 1 Nummer 1 des Landespressegesetzes NRW 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Mai 1966 
(GV. NRW. S. 340) , das zuletzt durch Gesetz vom 8. Mai 
201 8 (GV. NRW. S . 214) geändert worden ist , werden die 
Wörter „des Geltungsbereichs des Grundgesetzes" durch 
die Wörter „eines Mitgliedstaats der Europäischen Union 
oder eines anderen Vertragss taa tes des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum" ersetzt . 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tr itt a m Tag nach der Ver kündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 4. Mai 2021 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

(L.S.) 
Der Ministerpräsident 

Armin L a s c h e t 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Wirtschaft , Innova tion , Digitalisierung 
und Energie 

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 
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Satzung zur Konkreti sierung der Bestimmungen 
des Medienstaatsvertrags über 

Medienplattformen und Benutzeroberflächen 1 

(MB-Satzung) 

Vom 19. März 2021 

Aufgrund von §§ 84 Abs. 8, 88 Medienstaa tsvert rag 
(MStV) vom 14. bis 28. April 2020 (GV. NRW. S. 524) er­
lässt di e Landesa nsta lt fü r Medien Nordrhein-Westfa len 
(LfM) übereinstimmend m it den übrigen Landesmedien­
anstalten die fo lgende Satzung: 

1. Abschnitt: 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Zweck, Anwendungsbereich 

(1) Diese Satzung regelt gemäß §§ 84 Abs . 8, 88 MS tV 
Einzelheiten zur inhaltlichen und verfahrensmäßigen 
Konkretisierung der gesetzlichen Vorschriften des V. Ab­
schnitts 2. Unter a bschnitt des MStV über Medi enpla tt­
formen und Benutzeroberfl ächen (§§ 78 bis 88 MStV). 
Sie dient der posi tiven Sicherung der Meinungsvielfa lt 
(Angebots- und Anbietervielfa lt) . 

(2) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten für Med i­
enplattformen und Benutzeroberflächen . Mit Ausnahme 
der §§ 1, 2, 3, 12ff. dieser Satzung gelten sie nicht für 
Medienpla ttformen und Benutzeroberflächen , deren Be­
deutung für die Angebots- und Meinungsvielfa lt ger ing 
ist. Dies ist in der Regel der Fall , wenn die Medienpla tt­
form oder die Benutzeroberfl äche die in § 78 Satz 2 Nr. 1 
und 2 MStV vorgesehenen Schwellen unterschreitet. 

(3) Infrastrukturgebunden s ind Medienplattformen , bei 
clenen der Anbieter der Medienpla ttform zugleich die 
Ubertragungsinfrastruktur vom Einspeisepunkt bis zum 
Netzabschlusspunkt kontrolliert. Die Kontrolle kann 
a uch aufgrund einer vertraglichen Verei11barung zwi­
schen dem Anbiet er und dem Inha ber der Ubertragungs­
infras truktur erfolgen. 

(4) Die Ermittlung der angeschlossenen Wohneinheiten 
für ka belnetzgebundene Medienplattformen und deren 
Benutzeroberflächen nach § 78 Sa tz 2 Nr. 1 MStV erfolgt 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen: 

1. Es werden alle zurechenbaren Netze eines Anbieters 
einer ka belnetzgebundenen Medienplattform zusam­
mengefasst betrachtet. 

2. Angeschlossene Wohneinheiten im Sinne des § 78 
Satz 2 Nr. 1 MStV sind bei ka belnetzgebundenen Me­
dienpla ttformen Wohneinheiten, in denen ein physi­
scher Netzabschlusspunkt vorliegt , an dem einem 
Endnutzer der Zuga ng zu einem Kabelnetz bereitge­
stellt wird , soweit für den Netza bschlusspunkt eine 
Vereinbarung besteht, nach der der Endnutzer be­
rechti gt ist , Rundfunkprogra mme in Anspruch zu 
nehmen. 

(5) Für die Ermittlung der ta tsächlichen täglichen N ut­
zer im Sinne von § 78 Sa tz 2 Nr. 2 MStV gelten die fol­
genden Bestimmungen : 

1. Ta tsächliche t ägli che Nutzer einer nicht infras truk­
turgebundenen Medienpla ttform oder einer Benutzer­
oberfläche sind Nutzer, d ie innerha lb eines Tages die 
Medi enpla ttform oder die Benutzeroberfläche besu­
chen. Mehrfac he Aufrufe eines Nutzers sind einfac h 
zu zä hlen (Unigue User ); 

2. Ma ßgeblich is t der Aufruf der ersten Auswahlebene 
einer Medi enpla ttform oder einer Benutzeroberfläche. 
Ist hingegen die Medienpla ttfo rm a bgrenzba rer Teil 
eines Mischa ngebotes, s ind die Unigue User-Zahlen 
der abgrenzbaren Funktio n ma ßgeblich ; 

3. Wird der Aufruf von Rundfunkprogra mmen , rund­
funk ähnlichen Telemedi en oder Telemedien im Sinne 

1 Notifiz iert gemäß der Ri chtli ni e (EU) 20 15/ 1535 des Europä ischen Par­
la ments und des Ra tes vom 9. September 20 15 über ein Informations­
verfa hren a uf dem Gebie t der techni schen Vorschri ften und der Vor­
schri ften für di e Di enste der In fo rma ti onsgesell schaft (ABI. L 24 1 vom 
17. September 20 15. S. 1) . 
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